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Der 4„ Senat des Bundessozialgerichts hat im Wege der

Entscheidung nach Lage der Akten am 170 Dezember 1971

durch

Bundesrichter Dr„ S c h u b e r t
— Vorsitzender —,

Bundesrichter H e y e r „
Bundesrichter S c h m i d t h 391 s ,
Bundessozialrichter Dr° N e u m a n n und

Bundessozialrichter D e m b o w s k i

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landes

sozialgerichts Niedersachsen vom 50° April 1969 wird

zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten"
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Der Rechtsstreit wird um die Frage geführt‚ ob aus einer
nachzuzahlenden Rente der Anspruch des Sozialhilfeträgers

auf Ersatz aus dem Kinderzuschuß nach 5 1551 der Reichsver«

sicherungsordnung (RVG) vor dem Anspruch der Krankenkasse

nach 3 185 Abs° 5 Satz 2 RVO zu befriedigen isto

Der beigeladene Landschaftsverband Westfalen—Lippe unterstützw

te denzußörchelichen Sohn des Beigeladenen zu 1) — des Ver—

sicherten — gemäß % 52 Nr„ 4 des Bundessozialhilfegesetzes

(BSHG) vom 1° Februar 1965 an mit laufender Hilfe zum Lebens—

unterhalt in Höhe von 84,—— DM monatlich°

Der Versicherte erhielt vom Landkreis Grafschaft Schaumburg
im Auftrag des Landes Niedersachsen— Niedersächsisches Landes«

sozialamt —‚ als überörtlicher Sozialhilfeträger v0m 1° Novemu

ber 1965 bis zum 150 Februar 1966 Ernährungszulage aus der

Tbc—Hilfe nach @ 55 Abs° 2 Satz 2 BSHG in Höhe von insgesamt

175‚—5 DM°

Die beklagte Innungskrankenkasse gewährte dem Versicherten
für die Zeit vom 199 März 1965 bis zum 150 Februar 1966 Krane

kengeld9.Die klagende Landesversicherungsanstalt (LVA) Hanno—

ver bewilligte ihm durch Bescheid vom 51„ Januar 1966 Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit vom 1„ Mai 1965 an° Die laufende

Rentenzahlung begann am 1„ April 1966° Die Rente betrug vom
1° Mai 1965 an 186,70 DM, vom 1° Juli 1965 an 282,—— DM und

vom 1„ Januar 1966 an 505,50 DM monatlich° In den monatlichen

Rentenbeträgen waren Kinderzuschüsse für den außerehelichen

Sohn des Versicherten bis 51„ Dezember 1965 im Betrage vom

56,—— DM und vom 1° Januar 1966 an in Höhe von 60‚70 DM ent—
halten° '

__5_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_‘
Die bis zum 54„ März 4966 nachzuzahlende Rente betrug

2„984‚90 DM„ Hierauf erhoben die beigeladenen Sozialhilfe—

träger in Höhe von 40476,—— DM sowie von 475‚—— DM und die

Beklagte in Höhe von 2„554‚50 DM AnsPruch° Die Klägerin sah

die Forderungen der beiden Sozialhilfeträger als vorrangig4

an und überwies zur Befriedigung der geltend gemachten Er—

satzansprüche an den Beigeladenen zu }) (Landschaftsverband

Westfalen—Lippe) 924,——DMund an den Beigeladenen zu 2)
(Niedersächsisches Landessozialamt) 475,—— DM° An die Beklagte

zahlte die Klägerin anstelle des geltend gemachten Betrages

von 2„554‚50 DM den Restbetrag von 4„628,50 DM ("Ergänzunge—

bescheid" vom 46„ März 4966)°

Die Beklagte verlangte von der Klägerin auch die Zahlung des

noch offenstehenden Betrages„ da er aus der nachzuzahlenden

Rente gemäß 5 485 Abs„ 5 BVD vor dem Ersatzanspruch des Sozial—
hilfeträgers nach 3 4554 RVO zu befriedigen sei° Die Klägerin

-hat, da eine Einigung nicht zu erzielen war, Klage erhoben mit

dem Antrag, festzustellen, daß der Beklagten aus der Renten-

nachzahlung weitere Leistungen, als mit dem Bescheid vom 46.

März 4966 erbracht worden sind? nicht zustehen°

Das Sozialgericht (SG) Hannover hat mit Urteil vom 20° Oktober

4967 festgestellt, daß der Beklagten aus der abgerechneten
Rentennachzahlung insoweit kein Anspruch zusteht‚ als er den

Betrag von 270,60 DM übersteigt„ Im übrigen hat es die Klage
abgewiesen„ Es hat die Berufung gemäß 5 450 Nr° 4 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) zugelassen° Nach Auffassung des SG sind
die von den beigeladenen Sozialhilfeträgern geltend gemachten

Erstattungsansprüche grundsätzlich vor der Forderung der Be—

klagten zu befriedigen° Die Klägerin habe aber in Verkennung

des % 4554 Satz 2 RVO insgesamt 270,60 DM zu viel an den Land—

.
schaftsverband Westfalen—Lippe ausgezahlto

Gegen das Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt mit dem

Antrag, das Urteil des SG Hannover vom 200 Oktober 4967 ab—

zuändern und die Klage abzuweisen°
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Der beigeladene Landschaftsverband Westfalen—Lippe

hat beantragt,

1) die Berufung zurückzuweisen,

2) unter Abänderung des angefochtenen Urteils fest—

zustellen‚ daß die Klägerin seinen Ersatzanspruch

in Höhe von 924‚—— DM zu befriedigen hat°

Die Klägerin und das beigeladene Niedersächsische

Landessozialamt haben beantragt‚ die Berufung zurück—

zuweisen„

Der _beigeladene Versicherte hat keinen Antrag ge—

stellt„ '

Das Landess0zialgericht (LSG) Niedersachsen hat in dem
Urteil vom 500 April 1969 auf die Berufung der Beklagten

das Urteil des SG Hannover vom 20„ Oktober 1967 abgeändert

und festgestellt, daß die Beklagte einen weiteren Ersatzan—

spruch in Höhe von 175‚—— DM hat„ Im übrigen hat es die Be—

rufung der Beklagten und die Anschlußberufung des beigeladene

Landschaftsverbandes Westfalen—Lippe zurückgewiesen° Es hat

die Revision zugelassen° Das LSG hat in dem angefochtenen

Urteil die Auffassung vertreten‚ ein Leistungsanspruch nach

der RVG könne immer nur mit der Beschränkung übergeleitet

werden‚ die sich durch einen bereits entstandenen oder etwa

künftig entstehenden Ersatzanspruch kraft Gesetzes ergebe°

Der Anspruch des Sozialhilfeträgers aus S 1551 RVG bestehe
deshalb auch dann fort, wenn der Anspruch des Versicherten

nach 5 183 Abs° 5 RVG auf den Träger der Krankenversicherung

übergegangen sei„ Er sei somit in jedem Falle vorab zu be_

friedigen„ Die von den beigeladenen Sozialhilfeträgern er—
brachten Leistungen seien als "Unterstützung eines Hilfsbe—

dürftigen" LS° des 5 1551 RVG anzusehen° Da die übrigen_
Voraussetzungen des 3 1551 RVG erfüllt seien‚ seien die Er—

satzansprüche der beiden Sozialhilfeträger vor dem Anspruch

der Beklagten zu befriedigen°

...5...

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5_.

Zutreffend berufe sich die Beklagte jedoch auf das Urteil

des Bundessozialgerichts (BSG) vom 50° April 1968 (SozR Nro

21 zu % 1551 RVO)„ Von dem Landkreis Grafschaft Schaumburg

seien mit der Tbc—Hilfe für die Zeit vom 1° November 1965

bis 150 Februar 1966 in einem Betrag von 175,—— DM Aufwen—

dungen gemacht werden, zu denen der Träger der Rentenver—

sicherung gegenüber dem Versicherten nicht verpflichtet ge—

wesen sei° Die Klägerin sei daher nicht berechtigt gewesen,

an
den Landkreis der Grafschaft Schaumburg 175‚—— DM zu

leisten, weil dieser mit den Aufzahlungen zum Krankengeld

nur eine ihm selbst obliegende Leistungspflicht erfüllt habe°

Wie das SG richtig entschieden habe, entfielen auf den Er—

satzanspruch des Landschaftsverbandes Westfalen—Lippe statt

der geltend gemachten 924,—— DM lediglich 655,40 DM° Die von

diesem Verband erbrachten Sozialhilfeleistungen habe nicht

der Versicherte, sondern sein außerehelicher Sohn erhalten,

der nach S 52 Nr„ 4 BSHG einen eigenen Leistungsanspruch be—

sessen habe° Der Versicherte habe andererseits "mit Rück—

sicht auf diesen Angehörigen" gegenüber der Klägerin einen
Anspruch auf Zahlung eines Kinderzuschusses zur Rente gehabt°

Dem Landschaftsverband Westfalen—Lippe habe ein Ersatzanspruch

aus der von der Klägerin gewährten Rentennachzahlung gemäß

5 1551 Satz 2 RVO nur in Höhe dieses Kinderzuschusses zuge—
standen„ Den vom Landschaftsverband Westfalen—Lippe geltend

gemachten Unterhaltsbetrag von monatlich 84,—— DM habe die

Klägerin jedoch in voller Höhe ausgezahlt, so daß diesem
Verband in der hier in Betracht kommenden Zeit von Mai 1965

bis Februar 1966 insgesamt 270,60 DM (8 x 28,—— DM und 2 x
25,30 DM) zu Unrecht zugeflossen seien° Das Feststellungs«

begehren des Landschaftsverbandes Westfalen—Lippe habe des—

halb keinen Erfolg haben können°

‘ Gegen das Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt° Sie
verbleibt bei ihrer Auffassung, daß der gesetzliche Forde—
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rungsübergang nach 5 485 RVO gegenüber dem Ersatzanspruch

des Sozialhilfeträgers nach 5 4554 RVO den Vorrang haben

müsse° Der Rentenanspruch des Versicherten sei von Anbeginn

mit dem Ersatzanspruch des Trägers der Sozialhilfe “belastetßJ

in gleicher Weise aber auch mit dem gesetzlichen Forderungs—

übergang zugunsten der Krankenkasse° Ein gesetzlicher Forde—

rungsübergang habe aber stärkere Wirkungen als ein nur ob—

ligatorischer Ersatzanspruch, der dem Sozialhilfeträger

nach @ 4554 RVO zustehev weil er weder nach bürgerlichem

Recht noch nach öffentlichem Recht eine unmittelbare Dritte

wirkung gegenüber der Krankenkasse habe„ Zudem habe der Land«

schaftsverband Westfalen—Lippe es auch unterlassen, die Bar—

leistungen aus der Krankenversicherung, die der Versicherte

vom 490 März 4965 an bezogen habe> nach 5 449 EVO zu pfänden°

Die Unterhaltsleistungen hätten dem Landschaftsverband

Westfalen—Lippe aus dem Krankengeld erstattet werden können,

so daß die Vorrangigkeit der Ansprüche aus % 4554 EVO und

% 485 RVO nicht aufgetreten wäre Es erscheine daher unge—

rechtfertigt‚ der beklagten Innungskrankenkasse infolge des

Unterlassens des Landschaftsverbandes Westfalen—Lippe die

Möglichkeit zu nehmen, den Ersatz des vollen Krankengeldes

aus der Rente zu erhalten() '

Die Beklagte beantragt‚

unter Abänderung des angefochtenen Urteils und

des Urteils des SG Hannover vom 20„ Oktober 4967

die Klage abzuweisen„

Die Klägerin beantragt,
die Revision zurückzuweisen°

Der Beigeladene zu 4) — der Versicherte — ist im Revisions—

verfahren nicht vertreten°

Der Beigeladene
zu 2) — Land NiedersachsenJ vertreten durch

das Landessozialamt — und der Beigeladene zu 5) — Land—

-schaftsverband Westfalen—Lippe — haben keine Anträge ge—
stellt„
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Die Revision der Beklagten ist nicht begründet‚

Auf die allein von der beklagten Innungskrankenkasse ein—

gelegte Revision ist in dem Revisionverfahren nur noch

darüber zu entscheiden, ob das LSG zu Recht der Befriedigung

des Ersatzanspruchs des Landschaftsvérbandes Westfalen—Lippe

nach 9 4534 EVO aus der Rentennachzahlung den Vorrang gegen—
über dem Anspruch der beklagten Innungskrankenkasse aus

@ 485 Abs° 5 RVG eingeräumt hat; denn nur insoweit hat der

Landschaftsverband Westfalen—Lippe aus der Rentennachzahlung

etwas zu Lasten der beklagten Innungskrankenkasse erhalten"

Der Auffassung des LSG ist im Ergebnis zuzustimmen°

Der Landschaftsverband Westfalen—Lippe hat dem außerehelichen
Sohn des Versicherten laufende Hilfe zum Lebensunterhalt in

Höhe von 84,—— DM monatlich für die Zeit von Mai 4965 bis

März 4966, also insgesamt für 44 Monate gezahlt° Hieraus er—
gibt sich der vom Landschaftsverband Westfalen—Lippe erhobene

Ersatzanspruch von 924,—— DM,

Für die hier in Frage stehende Zeit vom Mai 4965, dem Beginn

der Zahlung von Rente wegen Erwerbsunfähigkeit, bis Februar
4966, in der die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt des Sozial—

hilfeträgers mit der Zahlung von Krankengeld durch die Beklagte

zusammenfällt, hat der Landschaftsverband Westfalen—Lippe den

außerehelichen Sohn des Versicherten somit mit insgesamt 40 x

84,—— DM, also mit einem Betrage von 840,-— DM unterstützt°
Nach Auffassung des LSG steht dem Landschaftsverband West-

falen—Lippe aus der Rentennachzahlung aber nur der in der Ren—

te enthaltene Kinderzuschuß zur Befriedigung seines Ersatzan—

spruchs nach % 4534 Satz 2 EVO zu, In der nachzuzahlenden Ren—

te waren für die Zeit von Mai bis Dezember 4965 Kinderzuschüs—

se von 8 x 56,—- DM, insgesamt 448,—- DM, und für die Zeit vom
Januar 4966 bis Februar 4966 Kinderzuschüsse von 2 x 60,70 DM,

also insgesamt 424,40 DMenthalten° Das LSGhat demLandschafts—
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verband Westfalen—Lippe somit nur den Ersatzanspruch in

Höhe des Gesamtbetrages dieser Kinderzuschüsse von 569‚@G DM

zugebilligt„ Da die Klägerin dem Landschaftsverband für

diese Zeit aber 840,—— DM aus der Rentennachzahlung über—

wiesen hatte, hat er den Betrag von 270,60 DM zu viel und

zu Unrecht erhalten::

‘Die hier getroffene Entscheidung des LSG stimmt mit der

Rechtsprechung des BSG überein° Der 5„ Senat des BSG hat.

in seinem Urteil vom 50° Januar 4970 (BSG 5G, 255 ff) be—
reits ausgesprochen, wenn ein Sozialhilfeträger einen_An-

gehörigen eines Rentenberechtigten unterstützt, dem Kinder—

zuschuß — als Teilbetrag der Rente — zu gewähren ist‚ so

geht der Anspruch des Sozialhilfeträgers auf Ersatz aus dem

Kinderzuschuß (@ 4554 Satz 2 ioVom° Satz 4, $ 4556 RVG) dem
Übergang der Rente auf die Krankenkasse nach S 485 Abso 5

Satz 2 RVG vor° Er hat außerdem zu S 485 RVG entschieden‚

daß der Ersatzanspruch der Familienausgleichskasse (PAK)

nach 5 4544 a RVG aF betr° den Kinderzuschuß aus der Ren—
tenversicherung insoweit dem nach @ 485 Abs° 5 Satz 2 RVG

auf die Krankenkasse übergegangenen An3pruch vorging (SozR

Nr° 45 zu 5 485 RVG)° Der 5„ Senat hat in diesen beiden Ent—

scheidungen seine Rechtsauffassung‚ weshalb der Anspruch des

Sozialhilfeträgers nach % 4554 RVG aus dem Kinderzuschuß vor

dem der Krankenkasse aus dem Forderungsübergang nach S 485

Abs° 5 Satz 2 RVG vorrangig zu befriedigen ist, eingehend

begründet° Der erkennende Senat schließt sich dieser Rechts—

auffassung an„

Die von der Revision vorgebrachten Gründe vermögen eine an—
dere Beurteilung nicht zu rechtfertigen„ Der 50 Senat hat

bereits darauf hingewiesen, daß von dem Mittel‚ mit dem Er—

satzansprüche durchzusetzen sind — gesetzlicher Forderungs—

übergang einerseits, selbständiger Ersatzanspruch anderer—

'seits — auf die Stärke und Rangstelle dieser Berechtigungen

nicht geschlossen werden kann° Er hat ebenfalls auSgeführt‚

daß hier zwei Anspruchsberechtigungen gegenüberstehen„ die

beide unmittelbar kraft Gesetzes entstanden sind‚und daß in
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solchen Fällen grundsätzlich Gleichrangigkeit angenommen wer-
den müsse‚ wenn es sich tatsächlich um gleichberechtigte For—

derungsübergänge handele? Der besondere Ersatzanspruch des So—

zialhilQeträgers nach % 1551 Abs„22i„v„m„ Satz 1 EVO gehe aber
dem Forderungsübergang nach 5 185 Abs° 3 Satz 2 BVG unter

dem Gesichtspunkt der Spezialität vor, so daß gleichberech—

tigte Forderungsübergänge nicht vorlägen°

Soweit die Revision sich darauf beruft, der Landschaftsver—

band Westfalen—Lippe habe es vorwerfbar unterlassen, vom

19„ März 1965 ab die Barleistungen des Versicherten aus der

Krankenversicherung nach 5119 EVO zu pfänden‚ so kann auch

dieser Gesichtspunkt nicht dazu führen‚ die Rechtslage anders

zu beurteilen; denn auch eine derartige Unterlassung kann den

besonderen Ersatzanspruch des Sozialhilfeträgers nicht be-

rühren, nach 5 1551 Satz 2 EVO wegen seiner Aufwendungen aus

den Kinderzuschüsssen‚ die in einer nachzuzahlenden Rente

enthalten sind, im Range vor dem Anspruch der Krankenkasse

nach @ 185 Abs° 2 RVO Befriedigung zu erhalten°

Die Revision der Beklagten muß aus diesen Gründen zurückge—

wiesen werden°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 SGG‚
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